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Die preußische Politik in der letzten Woche.*)

Wenn in d. Bl. bei Anfang dieses Jahres die Ansicht ausgesprochen war,
daß die Niedergeschlagenheit nnd Teilnahmlosigkeit an politischen Fragen in
Preußen ihren höchsten Stand bereits erreicht habe, nnd die ersten schwachen
Zeichen einer wieder auflebenden Theilnahme des Volts für seine höchsten An¬
gelegenheiten, so wie eine, wenn aucb noch langsame Vermehrung der liberalen
Sympathien zu bemerken sei, so wird diese Ansicht durch die legten Mouatc aller¬
dings bestätigt. Sowol in deu Kammern als im Pnblicnm lassen einzelne
Symptome erkennen, daß die Streiter für eine große nnd gesunde Entwickelung
des preußischen Staates uoch uicht Ursache haben, au unserer Zukunft zu ver¬
zweifeln. Allerdings hat eine liberalere Auffassung keine parlamentarischen Siege
erfochten, wir sind noch weit davon entfernt, aber in den Gemüthern bereitet
sich die Reaction gegen die Reaction eutschiedcu vor.

Die vorige Woche war reich au parlamentarischen Entscheidungen. In der
Berathung der auf die Grundsteuer bezügliche» Vorlagen war man bis zu K. 3
des EntschädigungSgesctzes gediehen, welcher für diejenigen Güter, deren Exemtion
nicht vertragsmäßig erworben war, nur eine l^'/zfache Entschädigung feststellte.
Dieser Paragraph wurde mit großer Majorität verworfen; der Finanzmiuistererklärte,
das Princip des Gesetzes sei damit gefallen; seine fernere Berathung überflüssig;
und am folgenden Tage zog er ans Grund eiucr Köuigl. Ermächtigung die Grund-
stcucrvorlageu vollständig zurück. So scheiterte der Versuch, die vielfach erörterte
und scit Decennien schwebende Frage in dieser Session zum Austrag zn bringen.
Die Majorität, welche den Gesetzentwurf zu Fall brachte, bestand aus einer
Koalition der verschiedenartigstenElemente; neben den Gegnern jeder Entschä¬
digung stimmten gegen den Paragraphen alle diejenigen, welche im Princip gegen

*) Das verspätte Eintreffen diescö Artikels veranlaßt d. Red., den Bericht über Lady
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eine Negulirnng der Grundsteuer sind und eventuell mindestensdie volle, zwauzig-
sache Eutschädiguug beanspruchen,und diejenigen, welche, zu Couzessivncnbereit,
nur mit der Höhe des in §> 3 festgestellten Cntschädignugssatzesnicht einverstanden
waren. Mau hatte unzweifelhafteBeweise, daß unter deu Ministern nur die der
Finanzen, des HaudelS uud der Justiz sich eiuigcrmaßcu für den Gesetzentwurf
interessirtcn; die Unterstützung, die er bei dem Ministerpräsidenten fand, war
sehr lau; die Minister v. Nanmer und v> Westphalcn waren als entschiedene
Gegner der Negulirnug bekannt, uud demgemäß stimmte der größte Theil der
Beamten, namentlich der Landräthc, gegen den Gesetzentwurf. So wurde das
Ministerium nur scheinbar von seine» cigeueu Truppen geschlagen; die Meuterei
im ministeriellen Lager war an einigen Orten — nm nicht mehr zu sagen —
sehr erwünscht, Herr v. Vincke nahm aus diesem unerfreulichenSchauspiel Vcr-
aulassuug zu einer satyrischcu Lobrede auf die Unabhängigkeitdes Votums, welche
die Beamten durch diese Abstimmung gegen das Ministerium dvcumeutirt hätten;
er sagte deu Ministen, v. Räumer und Westphalen Dank dasür, daß sie durch
ihre Nichtbetheiliguugbei der Abstimmungdaö Sigual zu dieser Uuabhäugigkeit
gegebcu hättcu, uud beschwor sie, die oppositionellen Laudräthe dieses Votums
wegen nicht, wie diejenigen, die gegen das Preßgesetz gestimmt hätten, zur
Disposition zu stellen . . . Diese gcluugcue Apostrophe erregte die lauteste Heiter¬
keit, selbst uuter der Rechte»; der Jubel verjüngen Landräthe bezeugte, daß sie
wohl wußten, wem sie durch ihr Votnm gedient hatten; anch Herr v. Westphalcn
stimmte in seiner SiegeSfreude in die Heiterkeit der kräftigen Phalanx ein, die
er durch die Ordre, bei deu Wahlen „die cvnservative Fahne hoch zu halten,"
in die Kammer gebracht hatte uud die jetzt gegen seinen College», de» Finanz-
minister, iu's Feld gerückt war. Nur der Ministerpräsident schaute finster auf
diese Bloßlegung eines bösen Schadens in nnscrn politischen Verhältnissen; es
schien ihn zu verdrieße», daß die Behauptungen über eiueu Widerstreit uud ein
schlimmes Julrigucnspiel im Schoße des Ministeriums durch die unwillkürliche
Heiterkeit, mit der die ministerielle Partei auf v. Viucke's Ironie einging, den
Stempel der Gewißheit erhielte». Aber was hilft der finstere Blick, ..die saure
Miene? Weuu die Gruudsteuervorlageu uur ein Schattenspiel seiu sollte»,
warum soll man dann mit pedantischem Erust darüber trauern, daß es in sein
Nichts verflogen? nnd weuu sie Ernst seiu sollten, — nnn, so wußte ja Herr
v. Mauteuffel, wie weuig es nothwendig war, ernste Juteutioucn durch
seiue gegnerischen College» Paralysiren zu lassen. Sobald es sich um Entwürse
handelt, welche der Minister des Juuern vorlegt, unterläßt dieser nie, dafür
Sorge zu tragen, daß bei der Abstimmung keiner der stimmberechtigten Herren
Minister fehle! nnd das ganze Beamtenheer stimmt dann immer für das Mini¬
sterium wie Ein Mauuu; iusvuderheit dem Herr» Ministerpräsidenten wird dann
nicht die Pvnitcuz erspart, von den ministeriellen Abgeordneten die maßlosesten
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Jnvectiven gegen sein Wert, die von ihm eingebrachte und warin vertheidigte
Gemeinde-Gesetzgebung von 1860 anhören zu müssen, sich schweigend darein fügen
zu müssen, daß sie mm Beamten als revolutiouair, als zerstörendfür alle ge¬
sunden Elemente des Volks bezeichnet wird; uud um das Maaß einer ausgesuchten
Bnße voll zu machen, wird es ihm nie erspart, in Reih' nnd Glied mit denen,
die an seinem Weck nnter dem Beifall seines Kollegen, deö Ministers des
Innern eine so schonungsloseKritik übten, dasselbe iu zahllvscu Abstimmungen
stückweise zu zerstöre», wie die besiegte» Athcuer gezwungen wurden, die
Mauern ihrer Stadt unter Flötenspiel abzutragen. Für so viele Leiden,
denen sich schwerlich ein anderer Manu unterziehen dürfte, scheint es ein geringes
Aeqnivalcnt zu fordern, daß nuu auch einmal die Minister des Innern uud des
Cultus ihre Privatansicht vor der Meinung und den Beschlüssen des StaatSmiui-
stcriums beugten; allein die Philosophie des Herrn von Mantenffel entlehnt ihre
Maximen aus der Martyrologie, uud seiner Mciuuug nach ist cS der Starke, der
einige Schritte zurückweicht, -— um dann, mit demselben Trost noch einige Schritte
weiter zurückzuweichen.

Obgleich meine Ueberzeugung von dem Wesen einer ans Grnnd und Boden
gelegten Steuer mich zu der weitern Ansicht führt, daß es am Besten ist, wenn
mau die Grundsteuer, wie sie liegt, unangetastet läßt uud das Steuersystem nicht
dadurch, daß mau sie ihrer Ncntennatur beraubt, uvch cvmplizirter macht, be¬
dauere ich doch das Schicksal deö Gesetzentwurfs aufs Lebhafteste. Freilich, wenn
begründete Aussicht vorhanden wäre, daß die Ansicht von der Rcntennatnr der
Grundsteuer in der Mehrzahl des Volkes festen Boden fassen nnd sich anch in
bewegteren Zeiten behaupten könnte, so wäre mit der Vertagung dieser Frage
vielleicht Etwas gewonnen. Allein dem ist nicht so. Nach manchem Hin- nnd
Herschwankenist die preußische Gesetzgebung in den letzten vier Decennicn dem
Grundsatz von der Veräudcrlichkeitder Grundsteuer treu geblieben, so daß der
entgegengesetzten Meiuuug uicht nur die Weihe eines unantastbaren, in i>i»xi
stets beobachteten Axioms vollständig abgeht, sondern daß die Zahl ihrer An¬
hänger, in Folge der Anerkennung der eben erwähnten Thatsache, fortwährend
im Abnehmen begriffen ist. Die Gemüther werden sich also über die Ungleich¬
heit der Belastung des Grnnd und Bodenö nicht nur uicht beruhigen, sondern
der Meinungskampf wird periodisch mit immer wachsender Erbitternng sich er¬
neuern. Diesem Eutwickeluugsprvzeßist die letzte Eutschciduug der Kammer iu
keiner Weise entgegengetreten; sie hat vielmehr dadurch, daß sich ciue Majorität
für die Aushebung der Exemtionen erklärte, die in der preußischenSteuergesetz¬
gebung seit 18-10 maßgebende Ansicht von Neuem sanctivnirt und dadurch den
Bestrebungen auf Beseitigung der Ungleichheit einen neuen Impuls gegeben,
während die Majorität gegen tz. 3. keine prinzipielle Bedeutung hat da sie ans
Anhängern der diametral entgegengesetzten Meinnngeu gebildet war. Unter sol-
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chcn Umständen bleibt cs zu bedauern, das; die Rcgnlirung eineö der Mehrheit
des Volts anstößigen Mißverhältnisses nicht in dieser Zeit erfolgte, in der sie
ans eine möglichst schonende Weise erfolgen konnte. Bei der Bitterkeit, mit der
die Grnndsteuerfrage stets erörtert wird, wird sie von der Negierung, von dieser
wie von jeder folgenden, nur nvthgedruugcu, nur wenn es unvermeidlich ist,
wieder aufgenommenwerden; und wenn die öffentliche Mcinnng sich mit solchem
Nachdruck geltend macht, daß ein Ministerium die Lösnug dieser alle Parteien
zersplitternden Frage in die Hand zu nehme» genöthigt ist, dann sind die Um¬
stände für eine rücksichtsvolle und schonende Behandlung nicht geeignet.

Die zweite wichtige Entscheidung dieser Woche besteht in der Annahme des
Gesetzentwurfs, welcher die Bildung einer Pairie aus erblichen und lebensläng¬
lichen Mitgliedern feststellt und die betreffende Auvrdnnug ohne weitere Ein¬
schränkungdem Ermessen der Krone anheimstellt. Die Annahme dieses eigen¬
thümlichen Gesetzentwurfserfolgte mit einer Majorität von 2it) gegen 70 Stim¬
men; die Polen enthielten sich der Abstimmung. Die Minorität wurde aus 33
Mitgliedern der Fraction Helgoland, etwa eben so vielen Mitgliedern der Rechten
und einigen Katholiken gebildet. Die Majorität bestand ans 19 Mitgliedern der
Linken, darunter die Abgeordneten v. Patvw, Kühne und Pochhammcr, der
Fraction Bethmann-Hollweg, welche die Pairiegelnste recht eigentlich in Schwnng
gebracht hat, fast allen Katholiken nnd dem Gros der Ministeriellen.

Ich will die Folgen dieses Gesetzentwurfs nicht voreilig an die Wand
malen; sie werden zeitig genug hervorbrechen, daß denen, die bons, Käs für ihn
stimmten, die Augen nicht nnr aus-, sondern übergehen werden. Die Zukunft
wird cS lehre», ob es gerathen war, eiue Institution zu schaffen, die in Preußen
keinen Boden hat, und in das Schicksal einer solchen Institution die Dynastie,
daö monarchischePrinzip nnd daö Zweikammersystem zu gleicher Zeit unauflöslich
zn verflechten, nnd der Anögang wird die. Wahrhastigen loben. Jetzt, da
die Majorität ohne Bedenken, heitern Muthes, als giuge es zu einem fröhlichen
und uubedcuteuden Spiele, den vcrhängnißvollen Schritt gethan hat, können wir
nnr wünschen — wenn auch leider nicht hoffen — daß dieser Institution nicht
gleich bei ihrer Geburt ein unheilbarer Krantheitsstvff eingeimpft wird.

Aber zwei Puukte, die bei der Debatte hervortraten, möchten wir nicht un¬
erwähnt lassen. Der eine ist das Anftreten der Fraction Bcthmann-Hollweg.
Niemand bezweifelt, daß die Mitglieder dieser Fraction sich dnrch den redlichsten
Willen auszeichnen, nnd daß sich auch gegen ihre politische Einsicht wie gegen
ihre Festigkeit wenig einwenden läßt. Allein in Bezng auf die Pairiesrage sind
sie augenscheinlich weniger ihrer innern Ueberzeugung als vielmehr anderweitigen
Rücksichten gefolgt, durch welche sie zn der Hoffnung verleitet wurden, daß aus
der Bildnng einer Pairie und der dadurch herbeigeführtem Befriedigung eines
allerhöchsten Wunsches ersprießliche Folgen für unser Nerfassnngslcben hervorgehen
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würden. Es waren, wie gesagt, weniger aus der Natur hergeleitete Gründe als
äußere künstliche Combinationen, vielleicht anch die Hoffnung, daß durch ihr be¬
reitwilliges Eingehen auf die Intention des Königs die Möglichkeit geboten wer¬
den möchte, das jetzige von ihnen als verderblich erkannte Regiernngssystem dnrch
das von ihnen vertretene ersetzen zu könue», diese Momente waren es, welche die
Fraction bestimmten, während der vorigen Session die Bildung einer Paine in
Anregung zu bringen. Dnrch dieses freiwillige Auftreten für eine Sache, die sich
nicht vollständig dnrch sich selbst empfahl, ist die Fraction in eine sehr schiese Lage
gekommen; die Combinationen und Hoffnungen, durch die sie vor Jahresfrist ge¬
leitet wurde, habeu sich inzwischenals luftige Spinngewebe erwiesen, nnd es ist
klar geworden, daß die Bildung einer Pairie nnsere VerfassnngSkrisisnicht mir
nicht abschließen,sondern nur zn noch energischeren Angriffen gegen andere wich¬
tige Fnndamentalsätze unseres StaatsrechtS führen wird. Dieses Gefühl lastete
wie ein Alp auf der Fraction nnd kann ihr die Lehre geben, daß es in politischen
Dingen gerathener ist, sich sest an die Sache zn halten, nnd sich nicht durch
Seitenblicke hinter die Coulissen irre leite» zn lassen. Die Vertheidigung des Gesetz¬
entwurfs durch den Abgeordneten Bethmann-Hollweg war ausnehmend schwach;
seine Gründe redncirten sich eigentlich auf den Satz, die Frage müsse einmal er¬
ledigt werden; von einer Beendigung der VerfassnngSkrisiS nud dergleichen hoff¬
nungsreichen Dingen war nicht mehr die Rede. Aber auch das angeführte Argu¬
ment scheint uns in dieser Frage nicht zutreffend; eö cxistirt kaum eine politische
Frage, deren Erledigung weniger nöthig nnd weniger nützlich wäre. Einem so
klaren Kopf wie Herr von Bethmanu-Hollweg cö ist, kaun es kaum entgehen, daß
in ganz Prenßen schwerlich hundert urthcilöfähige Politiker cxistircn, die sich für
eine preußische Pairie au sich, der Sache selbst wegcu iutercssireu, die davou
überzeugt siud, daß Preuße» das geeignete Material zu einer Pairie besitzt, daß
ein solches Jusitut sich bciuuS als ei» Förderungömittel unseres VerfassnngSlebens
und zugleich als eiue Stütze der Monarchie in bösen nnd guten Tagen bewahren
werde. Die große Masse derer, welche jetzt für eine preußische Pairie schreiben nnd
stimmen, läßt sich durch die obeu angedeuteten änßern Rücksichtennnd Hoffnnngen
über die Bedenken, die sich a»S der historischen Erfahrung uud aus den speziellen
Preußischen Zuständen ergeben, hinwegheben; und der Eifer dieser Personen ist dem¬
gemäß mehr ein künstlicher und scheinbarer als ein natürlicher nnd wirklicher. Was
würde also die Folge sein, wenn der Gesetzentwurfwieder verworfen wäre? Eine
Anfregnng oder auch nur Unzufriedenheit deS Volks? Sicherlich nicht! Aber
vielleicht eine Kammcranflösung? Vielleicht, aber auch nnr vielleicht! Denn es
ist nicht wahrscheinlich, daß das gegenwärtige Ministerium zur Auflösung einer
so gearteten Kammer den Rath ertheilen wird, znmal um ciucr Frage willen,
für die es — wenigstens im vorigen Jahre — nur ein höchst problematisches
Interesse au den Tag gelegt hat. Uud was hat die Minorität vvn einer Kam-



48«

merauflösungzu fürchten? Die Pairiefrage ist so angethan, daß sie durch zwei¬
malige Ablehnung wahrscheinlich todt gemacht wäre. Und das soll eine Frage
sein, deren Erledigung durch Annahme des Negiernngsvorschlagesdringend noth¬
wendig wäre? Oder fürchtet mau, daß die Ablehnung der Pairie unsere ganze
Verfassung in Frage gestellt hätte? Diesen Besorgnissensteht ein Eid entgegen;
und wenn Jemand diese Garantie nicht für hinlänglich erachtet, so mnß er nicht
übersehen, daß dann — nach seinen Anschauungenüber die Dauerbarkeit unsres
Rcchtszustandes— unsere Verfassung als ein sehr precärcs Gut von höchst zwei¬
felhaftem Werthe erscheinen mnß, über dessen Verlust sich kein einsichtiger Mensch
betrüben kann. Die Bereitwilligkeit, mit der die Fraction Bethmann den Wün¬
schen des Königs zuvorzukommensich beeilte, ehren wir vollkommen; aber einer
Frage gegenüber, die doch auch in den Augen dieser Fraction ihre sehr bedenk¬
lichen Seiten haben wird, erscheint sie sehr gefährlich,wenn sie in einer Zeit be¬
wiesen wird, in der bei dem Maße politischer Einsicht, welches die gegenwärtigen
Nathgeber der Krone bei ganz ähnlichen Gelegenheiten zur Schau gestellt haben,
mit der vollen Gewißheit, wie sie überhaupt bei irgend einer politischen Berech¬
nung stattfinden kann, vorauszusehen ist, daß die Ausführung der Maßregel selbst
bei dem besten Willen der Minister in einer Weise erfolgen wird, welche die
eigentlichen Intentionen des Monarchen, aus der neuen Institution eine Stütze
des Thrones zu machen, vereitelt, ja vielleicht die gerade entgegengesetzte Wirkung
hervorbringt. Solchen Verhältnissen gegenüber eine Frage abthun, nur damit
man durch sie uicht abermals behelligt werde, scheint uns eine verderbliche Ver-
irrnng zu sein, die unserer Meinung nach mir durch die schiefe Stellung erklärt
werden kann, in die sich die Fraction, dieser Frage gegenüber, von vorn herein
gebracht hat.

Das zweite Moment ist die oben erwähnte Erscheinung, daß die Opposition gegen
das Ministerinn!, obgleich sie in dieser Kammer numerisch schwächer ist als in der
vorjährigen, dennoch au Terrain gewinnt, indem sich oppositionelleRegungen in
Kreisen zeigen, die bisher für unbedingt ministeriell galten. Wir haben hier na¬
türlich nicht die Junkcrpartci im Auge, die gegen eine Pairie stimmt, weil sie
den Kleinadel bei der Gesetzgebung als gleichberechtigtes Element neben die Krone
und die Volksvertrelnng stellen will; sondern diejenigen Männer, deren Meinung

jetzt znm zweiten Male durch den Grafen Limburg - Styrum ausgesprochenist.
Graf Limburg motivirtc seine Abstimmungnicht durch seine Sehnsucht nach einem
von dem Kleinadel zu bildcudeu Oberhause, auch uicht durch den Wuusch, daß
die wundervoll conservativeu Elemente der jetzigen ersten Kammer zunächst in die
zweite verpflanzt werden möchten, sondern schlechtweg durch sein Mißtranen gegen
die jetzigen Minister, welche die Pairie nicht in einer zweckentsprechenden Weise
bilden würden, uud durch seine Ueberzeugung, daß die gegenwärtige Vorlage
ebenso wie die frühere, nach der die Kammern nur alle zwei Jahre einberufen
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werden sollten, keinen andern Zweck habe, als znr Rückkehr des Absolutismus
die Wege zn bahnen. Dnrch solche Ansichten sind die Grafen Limburg und Zie-
then in eine principielle Differenz mit der ministeriellen Fractiou Mäder gerathen
und haben sich in Folge dessen veranlaßt gefühlt, aus derselben anszuscheiden.
Wie im verflossenen Jahre die Opposition der Fractivn Bethmann-Hollwcg sich
consvlidirte, wie in dieser Session schon bei mehrern Abstimmungenin der Fraction
Hohenlvhe-Danzin oppositionelle Elemente hervorgetreten sind, so findet jetzt anch
noch weiter rechts die Einsicht Boden, daß die rastlose Fortcntwickclungdes jetzi¬
gen Negiernngösystems der cvnservativen Sache keinen Dienst leistet, daß nicht
Alles als wohlgethan zn betrachten ist, was von dem gegenwärtigen Ministerium
ausgeht. Und die Sache der constitntionellenPartei steht jetzt so, das sich Je¬
der ihr zuwendet, der sich nur überhaupt zum Besinnen, znr Prüfung entschließt.

Die größte Begebenheit der auswärtigen Politik, der Handelsvertrag mit
Oestreich, wird in der Presse von den verschiedensten Standpunkten aus beleuchtet.
Wenn man mit all diesen entgegengesetzten Ansichten »och die ebenso weit aus¬
einandergehenden Urtheile unserer Sachverständigen, der großen Kaufleute und
Industriellen, vergleicht, so erhält man als letztes weises Resultat den einfachen
Satz, daß sich die Folgen dieses Vertrages noch gar nicht übersehen und von
der größten Weisheit auch nicht einmal annähernd berechnen lassen. In der
That ist die Vergrößernng des deutschenMarktes um 30 bis 50 Millionen Pro¬
ducenten und Cvnsnmenten eine so nngchenre Begebenheit, daß sie die deutsche
und preußische Entwickelungin ganz neue Bahnen führen muß. In der pren-
ßischeu Handelswclt lebt im Allgemeinen ein frohes Vertrauen, daß die Thätig¬
keit und Intelligenz der Augehörigen des Zollvereins anch da noch Siege er¬
kämpfen werde, wo die Tarifbcstimmungen im Interesse Oestreichs gemacht schei¬
nen. Für Handel und Industrie beginnt eine »eile Aera nnd die Expansions¬
kraft unserer Geschäftsmänner wird jetzt einen friedlichen ErvbcrnngSzng in daö
östreichische Gebiet zu leiten haben, dessen Folgen man zunächst als vcrhängniß-
voll für den Wohlstand der ZollvereinSstaaten betrachten muß.

Aber noch weit wichtiger sind die politischen Folgen des Zollvertrages, so
wichtig, daß sie die ganze Stellung unserer deutschen Partei total verändern.
Denn die große Verbindung der Liberalen, welche seit dem Jahre 18i9 unter
dem Namen der Gvthaer als Prinzip eine Concentration der dentschen Interessen
nuter Prenßcns Primat erstrebte, hat, gerade heraus gesagt, dnrch diesen Vertrag
ihr altes Parteiprinzip verloren. Bis jetzt mußte ihr als die einzig mögliche
Erhebnng ans dem Partiknlarismus der einzelnen Staaten erscheinen, einen
StaatSban vorzubereiten, welcher Oestreich so fern als möglich hielte, nnd die in
praktischen und idealen Interessen einander nahestehenden einzelnen Staaten von
vorwiegend deutscher Bevölkerung zusammenbände. Diese Anfgabe ist bis jetzt,
wie wir Alle wissen, durchaus nicht gelöst worden, doch war es möglich nnd
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nothwendig, c»i derselben als au der leitenden Idee festzuhalten, so lange der
östreichische Staat dem übrigen Deutschland isolirt gegenüber stand, wie etwa die
Schweiz oder die russischen Ostseeprovinzen, und durch seine diplomatische Kunst
eine» immerhin vergänglichenEinfluß aus die deutschen Kabinette ausübte. Jetzt
aber werden die praktischen Interessen Deutschlands und Oestreichs auf das Innigste
verbunden. Große Kapitalien der Deutscheu werden in östreichischen Unternehmun¬
gen angelegt werden, große Credite werden hier und dort gefordert und bewilligt
werden, jede Art von geschäftlicher Intelligenz wird ans einem Staatenkvrper in
den andern übersiedeln,im Laufe der Jahre werden die Merkantilismen Interessen
beider Völkergruppeu so zusammen wachsen, daß ein gewaltsames Zerreißen un¬
möglich, oder doch im höchsten Grade gefährlich werden muß. Den praktischen
Interessen werden die gemüthlichen folgen, menschliche Beziehungen, herzliche Ver¬
hältnisse, Familicnbande werden in sehr gesteigerter Zahl hüben nnd drüben ent¬
stehen ; und ans den zarten und doch festen Fäden dieser Verbindungen werden
auch ganz audere, als industrielle Ideen sich an Oestreich anheften und das Land
überspiuncn. Viele dentsche Laudwirthc, Kanflcnte, industrielle Gewerbtreibende
werden in Oestreich ihre Thatkraft uud ihr Wissen zu verwerthen suchen, und
norddeutsches Wesen und norddeutsche Ideale in ihre ncne Heimath hereintragen.
Ueberall werden in Oestreich kleine Colonien deutscher Geister entstehen, nnd die
Ansichten, Stimmungen, und gemüthlichen Neigungen deS Nordens werden dort
eine lebhafte uud einflußreiche Vertretnng finden. Es ist unmöglich zu schätzen,
wie weit der Einfluß des protestantischenGeistes nnd nvrdbcntscherThatkraft in
Oestreich gehen wird, sicher aber ist, daß er größer sein wird, als umgekehrt die
Einwirknng der östreichischenKräfte auf die deutschen Völker. Und als Meinung
eines Einzelne» sei hier die Vehanptnng ausgesprochen,daß dieser'deutsche Einfluß
auf Oestreich sich i» uicht lauger Zeit als so wirksam herausstellen wird, daß er
noch ganz andere Folgen nach sich ziehen mnß, als eine Verbindung des östreichi¬
schen Capitals mit norddeutscher Intelligenz.

Die östreichische Regierung hat den polirischen Hintergedanken, durch die
Zolleinignng für ihre Suprematie in Deutschland ei»e sichere Grundlage zn ge¬
winnen. Wohlan, das Princip der Partei, welcher auch wir angehören, muß
von jetzt ab daS Entgegengesetztesein, die deutsche» Länder Oestreichs durch
Capital, durch Intelligenz uud geschäftige Redlichkeit für den norddeutsche» Geist
zn erober». Das ist der alte Kampf auf einem neuen Terrain, uud diesmal ist
der endliche Sieg kaum zweifelhaft. - - Wir werden trotz aller vermehrten Ein¬
wirkungen der kaiserlichen Regierung ans die deutschen Kabinette mit einem Er-
solge kämpfen, welcher genan entsprechen wirb dem Verhältniß, in welchem deutsche
Bildung uud Krast zn der Ocstreichischen steht. Die kaiserliche Regierung hat
gewollt', daß die letzte Zeile des ArndtscheuLiedes zur Wahrheit werde: ,',DaS
ganze Deutschland soll es sein", unsere Partei wird von jetzt ab dieselbe Ueber¬
zeugung nnd dasselbe Prinzip annehmen müssen. Es handelt sich mir noch darum,
wer das Lied zum guten Ende singen wird, ob sie ober wir.
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